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für die Freie Stadt Danzig 5 


i Ausgegeben Danzig, den 9. Januar i 1931 


nn. und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Senats (Senatorengejeh). 
Vom 9, 1. 1931. 
§ 1. N 
50 Die Mitglieder des Senats ſtehen in einem beſonderen durch die Verfaſſung und dieſes 

Geſetz geregelten öffentlich-rechtlichen Amtsverhältniſſe zum Staate. 

: : (2) Die Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung und e 
eentſprechenden in Danzig geltenden preußiſchen Vorſchriften ſowie das Danziger Beſoldungsgeſetz, Ber 
amten⸗ Ruheſtandsgeſetz, Beamten⸗Hinterbliebenengeſetz und Anfallfürſorgegeſetz für Beamte finden auf 
die Mitglieder des Senats keine Anwendung. Die in andern Geſetzen und in Verordnungen allgemein 


für unmittelbare Staatsbeamte enthaltenen Vorſchriften gelten auch für ſie, ſoweit in dieſem Geſetz 
5 EB: anderes Ben iſt. 


§ 2. ! 

(1) Das Amt als Mitglied des Senats beginnt mit der Annahme der Wahl. Die Mitglieder 
des Senats erhalten über ihre Wahl eine vom Senat vollzogene Urkunde; bei Beendigung ihres 
Amtsverhältniſſes it dieſe Urkunde dem Senat zur Eintragung eines Vermerks über die Beendigung 
zurückzugeben und den Inhabern alsdann wieder auszuhändigen. 

(2) Ein zum Mitglied des Senats Gewählter, der die Danziger Staatsangehörige nicht beſitzt, 
erwirbt dieſe Staatsangehörigkeit mit der Annahme der Wahl und mit der Aushändigung der Be⸗ 
ſtätigungsurkunde nach vollzogener Einführung in das Amt. Der Gewählte iſt verpflichtet, ſeine Ent⸗ 
laſſung aus der bisherigen ee unverzüglich DE HUREN: 


5 


(1) Die Mitglieder des Senats ſollen zum Amt eines Schöffen, Geſchworenen oder Mold 
eines Verwaltungsgerichts nicht berufen werden. 


(2) Die beſoldeten Mitglieder des Senats dürfen wehren ME Amtszeit gegen Entgelt nicht 
als Schiedsrichter tätig ſein. 
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9 4. 


Die Mitglieder des Senats ſind während und nach Beendigung ihres Amtsverhältniſſes ver⸗ 
pflichtet, Verſchwiegenheit über ſolche ihnen amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten zu wahren, 8 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich, beſonders vorgeſchriehen oder vom Senat be⸗ 1 
ſchloſſen worden iſt. 1 


830: 

(1) Die Mitglieder des Senats dürfen, auch wenn ſie nicht ehr im Amt ſind, über Umſtände, 
auf die ſich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht, als Zeugen oder Sachverſtändige in einem 
Zivilprozeß, Strafprozeß, Verwaltungsſtreitverfahren oder einem ſonſtigen Verfahren nur mit Geneh⸗ 
migung des Senats vernommen werden. Die Genehmigung zur Vernehmung als Zeuge darf nur ver⸗ 
ſagt werden, wenn die Ablegung des Zeugniſſes dem Wohle des Staates Nachteile bereiten würde. 

(2) ber andere Umſtände dürfen die im Amt befindlichen Mitglieder des Senats als Sachver⸗ 
ſtändige nicht vernommen werden, wenn der Senat erklärt, daß die Vernehmung den dienſtlichen In⸗ 
m Nachteile bereiten würde. 


Alter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 1. 1931.) 


(3) Die Mitglieder des Senats find am Sitz des Senats oder, wenn fie ji außerhalb des 
Sitzes des Senats aufhalten, an dem Aufenthaltsorte zu vernehmen. Zu einer Abweichung von dieſer 
Beſtimmung bedarf es der Genehmigung des Senats. ü 5 
§ 6. 
Ein Dienſtſtrafverfahren gegen Mitglieder des Senats als ſolche findet nicht ſtatt. Ihre Ver⸗ 


antwortlichkeit für ſchuldhafte Verletzung der Verfaſſung oder eines Geſetzes beſtimmt ſich nach 


Artikel 32 der Verfaſſung. 8 
; 8 

Die Mitglieder des Senats ſind berechtigt, jederzeit von ihrem Amte zurückzutreten. Tritt der 
geſamte Senat zurück, ſo hat er gemäß Artikel 31 der Verfaſſung die Geſchäfte bis zur Wahl eines 
neuen Senats weiterzuführen. 

§ 8. 2 

(1) Die beſoldeten Mitglieder des Senats erhalten vom Beginn des Kalendermonats ab, in dem 
ſie die Wahl angenommen haben, bis zum Schluſſe des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis 
endigt, folgende Amtsbezüge: 

a) ein Amtsgehalt von monatlich 1500 G, : 
b) den jeweiligen Wohnungsgeldzuſchuß der unmittelbaren Staatsbeamten nach Tarifklaſſe I, 
e) der Präſident des Senats eine Dienſtaufwandsentſchädigung von monatlich 1000 G. 

(2) Die Amtsbezüge werden monatlich im voraus gezahlt. 

(3) Hat ein beſoldetes Mitglied des Senats für einen Zeitraum, für den ihm Amtsbezüge zu 
zahlen ſind, aus einer Verwendung im Danziger Staats- oder Gemeindedienſt Anſpruch auf Dienſtein⸗ 
kommen, Wartegeld oder ſonſtige Bezüge, ſo ruht für die Dauer des Zuſammentreffens der Anſpruch 
auf dieſe Bezüge bis zur Höhe des Betrages der Amtsbezüge. 5 

(4) Die Amtsbezüge können durch Geſetz geändert werden. 
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(1) Den bejoldeten Mitgliedern des Senats wird für den infolge ihrer Wahl erforderlich 
werdenden Umzug Entſchädigung gewährt, es ſei denn, daß ſie ihren Wohnſitz in der Stadtgemeinde 
Danzig oder in Orten hatten, die durch regelmäßigen Vorortverkehr mit der Stadt Danzig ver⸗ 
bunden ſind. f 

(2) Den beſoldeten Mitgliedern des Senats kann eine Dienſtwohnung zugewieſen werden; in 
dieſem Falle erhalten ſie keinen Wohnungsgeldzuſchuß. Haben ſie eine Dienſtwohnung bezogen, ſo ſind 
ſie nach Beendigung des Amtsverhältniſſes berechtigt, ſie noch für die Dauer von 3 Monaten unter 
denſelben Bedingungen wie bisher zu benutzen, es ſei denn, daß ihnen ſchon früher eine angemeſſene 
Wohnung nachgewieſen wird. Der Monat, in dem das Amtsverhältnis endigt, wird hierbei nicht 
mitgerechnet. 5 : 

(3) Wird einem beſoldeten Mitglied des Senats als ſolchem eine Dienſtwohnung zugewieſen, ſo 
iſt ihm in jedem Falle beim Beziehen und beim Aufgeben der Dienſtwohnung eine Umzugskoſtenent⸗ 
ſchädigung zu gewähren. 8 s 

(4) Bei amtlicher Tätigkeit außerhalb der Stadtgemeinde Danzig erhalten die Mitglieder des 
Senats Tagegelder und Entſchädigungen für Reiſekoſten. 

(5) Die weiteren Beſtimmungen über Dienſtwohnungen, Umzugskoſtenentſchädigungen, Tagegelder 
und Entſchädigung für Reiſekoſten erläßt der Senat. 


§ 10. 
(1) Ehemalige beſoldete Mitglieder des Senats, erhalten von dem Zeitpunkt ab, in dem ihre 
Amtsbezüge aufhören, Übergangsgeld. ; 3 

(2) Das Übergangsgeld wird für die gleiche Anzahl von Monaten gezahlt, für die der Berech⸗ 
tigte Amtsbezüge erhalten hat, jedoch mindeſtens für 6 Monate und höchſtens für 5 Jahre. Die nach 
Satz 1 ſich ergebende Zeit erhöht ſich um die Zahl der Monate, für die der Berechtigte vom Beginn 
des Monats ab, in dem er das 50. Lebensjahr vollendet hat, Amtsbezüge erhalten hat. Das Über- 

gangsgeld wird monatlich im voraus gezahlt. f 5 
(3) Das Übergangsgeld beläuft ſich „„ nr 3 
1. für die erſten 3 Monate, die dem in Abſatz 1 bezeichneten Zeitpunkt folgen, auf den vollen 
Betrag der im § 8 Abſ. 1 unter a) und b) genannten Bezüge, ; 
2. für die folgenden 3 Monate auf 75 v. H. der unter Nr. 1 genannten Bezüge, 

3. für die ſpätere Zeit auf 50 v. H. der unter Nr. 1 genannten Bezüge. 
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5 a Im Falle des Beginns einer erneuten Amtszeit als beſoldetes Mitglied des Senats vor Ab⸗ 
lauf der Bezugszeit für das Übergangsgeld aus der früheren Amtszeit verlängert ſich nach dem Wieder⸗ 
ausſcheiden die Bezugszeit für das Übergangsgeld aus der neuen Amtszeit um die noch nicht abge- 
laufene Bezugszeit aus der früheren Amtszeit. Die Höchſtdauer für die Gewährung des Übergangs⸗ 
geldes darf durch dieſe Verlängerung nicht überſchritten werden. 

§ 11. 

(1) Hat ein beſoldetes Mitglied des Senats bei Ausübung ſeines Amtes oder im Zuſammen⸗ 
hange mit ſeiner Amtsführung ohne eigenes Verſchulden eine Geſundheitsſchädigung erlitten, die ſeine 
Arbeitsfähigkeit weſentlich und dauernd beeinträchtigt, ſo iſt ihm eine Ruherente zu bewilligen. 

(2) Die Ruherente beträgt 25 v. H. der im § 8 Abſ. 1 unter a) und b) genannten Bezüge. Beim 
Vorliegen beſonderer Verhältniſſe kann ſie bis auf 50 v. H. erhöht werden. Die Ruherente wird im 
Anſchluß an das Übergangsgeld monatlich im voraus gezahlt. 

(3) Darüber, ob die Vorausſetzungen für die Gewährung einer Ruherente vorliegen, ſowie ob 
und inwieweit die Vorſchrift des Abſ. 2 Satz 2 anzuwenden iſt, entſcheidet unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges endgültig der Senat. 

8 g 8 12 

ER Bezieht ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des Senats für einen Zeitraum, für den ihm Aber⸗ 
gangsgeld oder Ruherente zuſteht, aus einer Wiederverwendung im Staats- oder in einem ſonſtigen 
5 öffentlichen Dienſte des In- oder Auslandes ein Dienſteinkommen, Wartegeld oder Ruhegehalt, fo 
. ermäßigt ji für die Dauer dieſes Zuſammentreffens das Übergangsgeld oder die Ruherente um den 
Betrag des Dienſteinkommens, Wartegeldes oder Ruhegehalts. Dies gilt auch hinſichtlich des Ein⸗ 
8 

E 


kommens aus einer Tätigkeit, für die eine Vergütung gewährt wird, die ganz oder überwiegend un- 
mittelbar oder unmittelbar aus öffentlichen Mitteln des In⸗ oder Auslandes fließt. Die Sonder⸗ 
regelung der SS 20, 21 bleibt dabei unberührt. a 


§ 13. 


. (1) Stirbt ein beſoldetes Mitglied des Senats, jo ſtehen ſeinen Hinterbliebenen (Witwe und ehe⸗ 
liche oder für ehelich erklärte Kinder) für die auf den Sterbemonat folgenden 3 Monate noch die 
ES vollen im §S 8 Abſ. 1 unter a) und b) bezeichneten Amtsbezüge und ſodann Hinterbliebenenbezüge zu. 
War eine Dienſtwohnung zugewieſen, ſo müſſen die für den amtlichen Gebrauch beſtimmten Räume 
ſofort freigeſtellt werden; im übrigen gelten die Vorſchriften im § 9 Abſ. 2 und 5 entſprechend. 

(2) Die Hinterbliebenenbezüge werden aus dem Übergangsgelde nach § 10 Abſ. 3 Nr. 2 und 3 
berechnet, das dem Verſtorbenen zugeſtanden hätte, wenn er am Tage ſeines Todes aus dem Amte 
ausgeſchieden wäre, und zwar erhalten: =D 

a) die Witwe 60 v. H., d ? 

b) jede Halbwaiſe 12 v. H., jede Vollwaiſe 20 v. H. 
dieſes Abergangsgeldes. Die Bezüge zu a) und b) dürfen zuſammen den Betrag des Übergangs⸗ 
geldes, aus dem ſie zu errechnen ſind, nicht überſteigen; gegebenenfalls werden die einzelnen Sätze 
in gleichem Verhältnis gekürzt. 

(3) Die Amtsbezüge für die auf den Sterbemonat folgenden 3 Monate werden im voraus in 
einer Summe, die Hinterbliebenenbezüge monatlich im voraus gezahlt. 

(4) Der Anſpruch auf Hinterbliebenenbezüge beſteht für die gleiche Zeitdauer, für die der Ver⸗ 
ſtorbene Übergangsgeld bezogen haben würde. Er erliſcht jedoch 

a) für jeden Berechtigten mit Ablauf des Monats, in dem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 
b) für jede Waiſe mit Ablauf des Monats, in dem ſie das 18. Lebensjahr vollendet. 
(5) Im übrigen gelten die SS 12 und 21 entſprechend. 


8 14. ö 
5 Stirbt ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des Senats vor Ablauf der Zeit, für die ihm Über⸗ 
gongsgeld zuſteht, jo gelten die Vorſchriften des § 13 mit der Maßgabe, daß anſtelle der vollen 
Amtsbezüge für die auf den Sterbemonat folgenden 3 Monate das Übergangsgeld tritt, das dem 
Verſtorbenen für dieſe Zeit noch zugeſtanden hätte. 


§ 15. 
(̃1) Stirbt ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des Senats während des Bezuges einer Ruherente, 
ſo erhalten ſeine Hinterbliebenen für die auf den Sterbemonat folgenden 3 Monate noch die volle 
Ruherente des Verſtorbenen und ſodann aus ihr nach $ 13 berechnete Hinterbliebenenbezüge. 


4 
20 Abſ. 1 gilt für . von beſoldeten Mitgliedern 885 Seng entſprechend wenn 
die Ruherente zwar bewilligt, aber wegen des zunächſt zuſtehenden Übergangsgeldes noch nicht be⸗ 
zogen oder wenn die Ruherente vor dem Ableben des Verſtorbenen noch nicht bewilligt iſt, obſchon die 
im $ 11 erwähnten Vorausſetzungen gegeben find. Soweit dem Verſtorbenen für die auf den Sterbe⸗ 
monat folgende Zeit noch Übergangsgeld 1 hätte, tritt anſtelle der u das Über⸗ 
gangsgeld. N 
- . 18 16. 5 
Das Recht auf den Genuß der in den $$ 8, 10, 11 und 13 bis 15 genannten Bezüge ruht, 
wenn ein Berechtigter die Danziger Staatsangehörigkeit verliert bis zu deren etwaiger Wieder⸗ 
erlangung. 5 
§ 17. 


Die 0 Mitglieder des Senats erhalten vom Beginn des Kalendermonats, in dem 
ſie die Wahl angenommen haben, bis zum Schluß des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis 
endet, eine ſteuerfreie Aufwandsentſchädigung von 250 G monatlich. i 


8 18. 


Sind die Mitglieder des Senats zugleich Volkstagsabgeordnete, ſo wird die ihnen als ſolche 
zuſtehende Aufwandsentſchädigung auf die Amtsbezüge der vollbeſoldeten Senatoren bzw. auf die 
Aufwandsentſchädigung der unbeſoldeten Senatoren angerechnet. 


§ 19. 


Hat ein unbeſoldetes Mitglied De Senats bei Ausübung ſeines Amtes oder im Zuſammen⸗ 
hange mit ſeiner Amtsführung ohne eigenes Verſchulden eine Geſundheitsſchädigung erlitten, die ſeine 
Arbeitsfähigkeit weſentlich und dauernd beeinträchtigt, ſo iſt ihm auf Antrag nach billigem Ermeſſen 
des 5 eine Entſchädigung zu gewähren. b i 


§ 20. 


. (1). Wird ein im Dienſt oder Warteſt tand 1 unmittelbarer Staatsbeamter (mit Aus⸗ 
nahme der bisherigen Mitglieder des Senats im Hauptamt als ſolche) zum beſoldeten Mitglied des 
Senats gewählt, ſo tritt er mit dem Tage der Annahme ſeiner Wahl kraft Geſetzes mit Ruhegehalt 
in den Ruheſtand. 


(2) Bei einem im Dien befindlichen Beamten beträgt das Mahegehalt wenn feiiie lebte Be⸗ 
amtenſtelle eine ſolche mit feſtem Gehalt war, 80 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens 
dieſer Stelle, andernfalls 80 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens der letzten Dienſtalters⸗ 
ſtufe ſeiner Beſoldungsgruppe. Bei einem im Warteſtand befindlichen Beamten beträgt das Ruhegehalt 
80 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens, das der Berechnung ſeines Wartegeldes zu 
Grunde gelegt iſt. Für unmittelbare Staatsbeamte im Ruheſtand, welche als ſolche zu beſoldeten Mit⸗ 
gliedern des Senats gewählt worden ſind und im Zeitpunkt der Annahme der Wahl noch nicht das 
Höchſtruhegehalt bezogen, wird das Ruhegehalt nach ihrem Ausſcheiden wie für Warteſtandsbeamte 
neuberechnet. 


(3) Innerhalb 6 Monaten nach ſeinem Ausſcheiden aus der Stellung als beſoldetes Mitglied 
des Senats iſt ein vor ſeiner Wahl zum beſoldeten Mitglied des Senats im Dienſt oder Warteſtand 
befindlicher unmittelbarer Staatsbeamter (mit Ausnahme der bisherigen Mitglieder des Senats im 
Hauptamt als ſolche) berechtigt und auf Verlangen des Senats verpflichtet, in die zuletzt von ihm 
verſehene Dienſtſtelle als Beamter wieder einzutreten. Iſt dieſe Dienſtſtelle nicht frei, ſo iſt er in 
derſelben Zeit berechtigt und auf Verlangen des Senats verpflichtet, eine andere Dienſtſtelle im 
unmittelbaren Staats- oder öffentlichen Schuldienſt zu übernehmen. Die Dienſtſtelle muß ſeiner 
früheren Stelle als Beamter entſprechen. Be 

(4) Über Streitigkeiten, welche ſich aus der Beſtimmung des Abſ. 3 ergeben, entſcheidet auf 
Antrag des Senats oder des ehemaligen beſoldeten Mitgliedes des Senats unter Ausſchluß des 
Rechtsweges das Oberverwaltungsgericht zu Danzig endgültig. Führt die Entſcheidung des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zu keiner Übernahme einer Beamtendienſtſtelle durch das ehemalige beſoldete Mit⸗ 
glied des Senats, ſo läuft von dem Tage der Entſcheidung an eine neue dreimonatliche Friſt für die 
Berechtigung und Verpflichtung des ehemaligen beſoldeten Senatsmitgliedes zur Übernahme einer Be⸗ 


amtendienſtſtelle. Über Streitigkeiten entſcheidet auch in dieſem Falle das Oberverwaltungsgericht end? 


gültig. Führt die Entſcheidung wieder zu keiner übernahme einer Beamtendienſtſtelle durch „be 


ehemalige beſoldete Mitglied des Senats, jo ilt feine nach Abſ. 2 beſtehende Berechtigung und Ver⸗ 
pflichtung zur Übernahme einer Dienſtſtelle im anınitielBaven Staats⸗ oder N Schuldienſt 99 
damit erloſchen. 1 

(5) Im Falle eines Wiedereintritt eines ehemaligen unmittelbaren Staatsbeamten, welcher be⸗ 
ſoldetes Mitglied des Senats geweſen iſt, in den Staatsdienſt nach Maßgabe der Abſ. 3 und 4 
wird die Dauer ſeiner Amtszeit als beſoldetes Mitglied des Senats mit dem doppelten Zeitmaß, die BR 
Zeit vom Ausſcheiden aus ſeiner Stellung als beſoldetes Mitglied des Senats bis zum Wiedereintritt 1 
in den Staatsdienſt als Beamter mit den einfachen Zeitmaß auf das Beſoldungsdienſtalter als 
Beamter in Anrechnung gebracht. 

(6) Abſ. 1—5 gelten ſinngemäß für die zu beſoldeten Mitgliedern des Senats gewählten Ge- 
meindebeamten mit der Abweichung, daß ſich das Recht und die Pflicht auf Übernahme einer Be- 
amtendienſtſtelle nur auf Stellen des unmittelbarren Staatsdienſtes bezieht. Die Ruhegehalts- und 
Hinterbliebenenbezüge werden vom Staate gezahlt und von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband 
anteilig erſtattet, und zwar in Höhe der Bezüge, die nach den geltenden Verſorgungsvorſchriften für 
die Beamten und Hinterbliebenen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes vom Tage des Über⸗ 
tritts in den Ruheſtand an (Abſ. 1) jeweils zuſtändig geweſen wären. 

(J) Gemeindebeamte, die im Zeitpunkt der Annahme ihrer Wahl zum beſoldeten Mitglied des 
Senats noch keinen Ruhegehaltsanſpruch gegen die Gemeinde oder den Gemeindeverband hatten, 
erwerben einen ſolchen Anſpruch nach Maßgabe der Abſ. 1— 5 nur gegen den Staat. i 

(8) Im Falle der Verſetzung eines unmittelbaren Staatsbeamten oder ehemaligen Gemeinde⸗ ae 
beamten in den Ruheſtand, welcher nach Maßgabe der Abſ. 3 und 4 in den Staatsdienſt getreten iſt, Be 

erhält er ein Ruhegehalt nach den beſtehenden Verſorgungsvorſchriften, mindeſtens jedoch das |. Z. 1 
nach Abf. 2 feſtgeſetzte Ruhegehalt. Das gleiche gilt im Falle feines Todes für die Errechnung feine 
Hinterbliebenenbezüge. 
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Soweit nach § 20 ein Dienſteinkommen, Rühegehalt oder Hinterbliebenenbezüge gewährt werden, 
ſowie für die ſonſtigen im Ruheſtand befindlichen unmittelbaren Staats⸗ und Gemeindebeamten und 
ihre Hinterbliebenen, ruht während der Zeit, für die fie Amtsbezüge (§ 8), Übergangsgeld (§ 10), 
Ruherente ($ 11) oder Hinterbliebenenbezüge (§ 13) beziehen, der Anſpruch auf Dienſteinkommen, 
Ruhegehalt oder Hinterbliebenenbezüge aus dem Beamtenverhältnis inſoweit, als er die genannten 
Bezüge nicht überſteigt. 

§ 22. 

Für die auf Grund der Verfaſſungsänderung vom 4. Juli 1930 (G. Bl. S. 179) erſtmalig ge- 
wählten beſoldeten Mitglieder des Senats tritt in den Fällen des $ 2 Satz 1 und § 8 Abſ. 1 und 55 
§ 20 Abſ. 1 und 2 an die Stelle des Zeitpunktes der Annahme der Wahl der Zeitpunkt der Ein⸗ 1 
führung in das Amt (Artikel 10 Abſ. 2 der genannten Verfaſſungsänderung). 


8 23. f 
I. Das Geſetz betr. die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten und nebenamtlichen Se- 
natoren vom 2. Februar 1923 (G. Bl. S. 171) in der Faſſung der Geſetze vom 19. Juli 1924, 
19. Februar 1926 und 15. Dezember 1928 (G. Bl. S. 287, 39 und 419) wird wie folgt geändert: 
1. In der Überſchrift werden die Worte „und nebenamtlichen Senatoren“ geſtrichen. 
2. Im § 9 Satz 3 wird der Satzteil „die Aufwandsentſchädigung des ſtellvertretenden Präſi— 
denten des Senats jedoch nur zu einem Teilbetrage von 250 G“ geſtrichen. 
3. Der $ 10 wird geſtrichen. 
II. Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
(1) Im 8 376 iſt 
a) im Abſatz 1 der zweite Satz zu ſtreichen, s 
b) folgender neuer Abſatz als letzter Abſatz anzufügen: 
„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts— 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ 8 
(2) Im $ 382 
a) iſt der Abſatz 1 zu ſtreichen, 
b) ſind in Abſ. 3 die auf die Mitglieder des Senats bezüglichen Worte zu ſtreichen, 
c) iſt folgender neuer Abſatz als letzter Abſatz anzufügen: 
„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ 
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(8) Im 8 408 wird dem Abſatz 2 folgender Satz angefügt: 


III. 


IV. 


„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ 
Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
(1) Im 8 49 
a) iſt Abſatz 1 zu ſtreichen, i 
b) ſind in Abſatz 3 die auf die Mitglieder des Senats bezüglichen Worte zu ſtreichen, 
e) iſt folgender neuer Abſatz als letzter Abſatz anzufügen: 
„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts- 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ ; 
(2) Im $ 54 ilt x 
a) in Abſatz 1 der zweite Satz zu treichen, 
b) folgender neuer Abſatz als letzter Abſatz anzufügen: 
„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts- 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ 
(3) Im 8 76 wird dem Abſatz 2 folgender Satz angefügt: : 
„Für die Mitglieder des Senats gelten die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechts- 
verhältniſſe der Mitglieder des Senats.“ ER 
Das Gejeß betr. die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. Juni 1923 (G. Bl. S. 760) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 3. Oktober 1924 (G. Bl. S. 454) und der Verordnung vom 3. De- 
zember 1928 (G. Bl. S. 418) wird wie folgt geändert: N 
1. Im $ 2 Abſ. 1 iſt in Spalte 1 des Schemas die Eintragung „Zur Stufe V“ und in Spalte 3 
die Eintragung „1 und 2 und nebenamtlichen Senatoren“ zu streichen. 
2. Im $ 4 Abſ. 2 iſt unter c „und V“ zu ſtreichen. 


§ 24. 


> Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. = De-Strunt. 
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